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Heute ist in
einigen Bundesländern Feiertag.

Dort können wir die
gedruckte FR nicht zustellen.

Deshalb schalten wir
unser E-Paper zum kostenlosen

Abruf frei unter epaper.fr.de –
und in unseren Apps.

FR A N K FU R T

Asta der Goethe-Uni
fordert günstiges Ticket
Ein bezahlbares studentisches

Deutschlandticket lässt auf sich

warten. Der Asta der Goethe-Uni

fordert in einem Brandbrief

die Politik zum Handeln auf.

Notfalls müsse Hessen das Geld

vorstrecken. Seite D1
MA RO K K O

Am Geburtsort
des Kleinen Prinzen
In Tarfaya, tief im Süden von

Marokko, soll der Pilot

Antoine de Saint-Exupéry

einen Fuchs gezähmt und

seine weltberühmte Ge-

schichte skizziert haben.

Unser Autor Stefan Brändle

war dort. Seite 22

KREBS

Arbeitslosigkeit
als Risikofaktor
In Deutschland geht die

Sterblichkeit durch Krebs

insgesamt zurück. Doch in

sozial schwachen Gebieten

ist das Risiko ungleich größer

als in wohlhabenden, wie

Forschungsergebnisse aus

Heidelberg zeigen. Seite 15

,Clan-Kriminalität‘
ist nur

eine Schimäre
Der Kriminologe Thomas Feltes lehnt den Begriff

als unwissenschaftlich, stigmatisierend und populistisch ab.
Die FR wirft einen kritischen Blick

auf rassistische Stereotype und deren Folgen für die Betroffenen
Interview und Analyse Seiten 2/3

FU S S BALL

Kassensturz bei
der Frauen-WM
Bei der Fußball-WM der

Frauen zahlt der Weltverband

erstmals Prämien an alle

Spielerinnen aus. Doch

das große Geld bleibt

weiterhin ein paar

wenigen Top-Spielerinnen

vorbehalten. Seite S1/S2

WEBBR O WSE R

Generalangriff auf
das freie Internet
Google will eine Schnittstelle

in Chrome einbauen, die die

Wahlfreiheit der Nutzenden

erheblich einschränken

könnte. Der Versuch ist

nur ein Symptom des

grassierenden Kapitalismus

im Netz. Seite 16/17
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Innere Sicherheit
Hat die Diskussion über das Organisierte Verbrechen und Großfamilien Folgen für die Integration in Deutschland?

Herr Feltes, Innenministerin

Nancy Faeser will Mitglieder ver-

meintlicher Clans abschieben,

auch wenn sie gar nicht straffäl-

lig geworden sind. Was halten Sie

davon?

Das war wohl eher ein PR-Gag ih-
rer Mitarbeitenden im Vorfeld der
Wahl in Hessen. Ich halte das für
einen ziemlichen Skandal, dass
hier auf dem Rücken einer be-
stimmten Bevölkerungsgruppe
versucht wird, Parteipolitik zu
betreiben.

Würde das denn überhaupt

funktionieren?

Faeser muss vollkommen klar
sein, dass für Abschiebungen
Rechtsgründe vorliegen müssen.
Das ist in der Regel erst der Fall,
wenn tatsächlich von der abzu-
schiebenden Person Straftaten be-
gangen worden sind. Außerdem
muss es ein Land geben, in das ab-
geschoben werden kann. Viele Be-
troffene im Bereich der sogenann-
ten „Clan-Kriminalität“ haben
keinen gültigen Pass, ihre Staats-
angehörigkeit ist unklar oder sie
sind staatenlos. Sie kann man
nicht abschieben. Deshalb ist
„Clan-Kriminalität“ nur eine Schi-
märe, die allein dazu dient, popu-
listische Interessen zu befriedigen.

Ist „Clan-Kriminalität“ eine wis-

senschaftliche Kategorie?

Eindeutig nein. Das Bundeskrimi-
nalamt hat für die Statistik eine
Definition, die ich für höchst pro-
blematisch halte. Unter der Ru-
brik „Clan-Kriminalität“ wird er-
fasst, wenn Menschen mit einem
bestimmten Nachnamen Strafta-
ten begangen haben. Dabei wird
nicht zwischen Schwarzfahren
oder Ladendiebstahl und Mord
unterschieden. Zudem gibt es in
der türkischen oder arabischen
Kultur Nachnamen, ähnlich wie
bei uns Müller, Meier oder Schul-
ze. Die polizeiliche Kriminalsta-
tistik hat zu diesem Komplex kei-
ne Aussagekraft. Stattdessen trägt
sie dazu bei, eine Bevölkerungs-
gruppe zu stigmatisieren.

Das heißt, bei Menschen, die der

„Clan-Kriminalität“ zugerechnet

werden, muss kein Verwandt-

schaftsverhältnis bestehen?

Nach der polizeilichen Statistik
nicht. Natürlich gibt es Kulturen,
in denen der Familienzusammen-
halt eine größere Rolle spielt. Aber
das zur Grundlage für eine gezielte
Strafverfolgung zu machen, halte
ich für moralisch verwerflich und
verfassungsrechtlich unzulässig.

Gibt es denn überhaupt ein rea-

les gesellschaftliches Problem

mit Kriminalität, die aus Famili-

enstrukturen heraus entsteht?

Kriminalität ist keine Frage des
Passes oder der ethnischen Zuge-
hörigkeit, sondern eine Frage der
sozialen Lage. Das ist eine krimi-
nologische Grunderkenntnis. Staa-
tenlose Menschen, die entweder
gar keine Staatsangehörigkeit ha-
ben oder deren Pass von den Be-
hörden nicht anerkannt wird, sind
in einer prekären sozialen Lage.
Sie können einen Schulabschluss
machen, aber spätestens bei Lehre

oder Studium ist dann Schluss.
Die Tatsache, dass ich staatenlos
bin, verbietet mir, mich zu inte-
grieren, ich falle auf die Großfami-
lie zurück. Natürlich gibt es auch
in Großfamilien Personen, die
straffällig werden – meist aber,
weil deren Integration verhindert
wurde.

Es gibt also statistische Auffällig-

keiten zu Kriminalität in diesen

Personengruppen, aber die Ursa-

chen sind anders als suggeriert?

Selbst diese statistischen Auffällig-
keiten sind umstritten. Und wir
haben bei allen, die sich in einer
prekären sozialen Lage befinden,
eine höhere Kriminalitätsrate, weil
sie zum Beispiel von der Polizei
eher kontrolliert werden, sich
mehr in der Öffentlichkeit aufhal-
ten und teilweise auf illegale Ein-
künfte angewiesen sind, weil sie
keinen Zugang zu legalen Finan-
zierungsmöglichkeiten haben.
Auch die Altersstruktur spielt eine
Rolle. In welchem Maße diese
Gruppierungen stärker kriminell

werden als andere Personen, ist
schwer zu sagen, weil die polizeili-
che Kriminalstatistik hier sehr feh-
lerhaft ist. Darauf weist das BKA
auch selbst hin. Die Zahlen sind in
meinen Augen nicht verwertbar.

Ist eine Politik der harten Hand

gegen vermeintliche „Clan-Kri-

minalität“ der richtige Ansatz,

wenn die Ursachen in der prekä-

ren sozialen Lage liegen?

Die Polizei weiß sehr genau, dass
die soziale Lage die Ursache für
Kriminalität ist und sozialpoliti-
sche Maßnahmen wirksamer als
repressive Strafverfolgung sind.
Städte und Gemeinden, die sich
hier engagiert haben, haben deut-
liche Verbesserungen bemerkt. Es
braucht Hilfsangebote vom schu-
lischen Bereich über aufsuchende
Sozialarbeit bis hin zu erschwing-
lichen Wohnungen. Damit kann
ich aber keine Politik machen.
Die populistische Forderung nach
härteren Strafen oder nach mehr
Polizei gibt der Bevölkerung das
Gefühl, dass schnelle Lösungen

erzielt werden, obwohl das defini-
tiv nicht der Fall ist.

Wasmüsste man stattdessen tun?

Man müsste Kindern und Jugend-
lichen die Hand reichen und ih-
nen die Möglichkeit geben, sich zu
integrieren, ihnen deutlich ma-
chen, dass es sich lohnt, in dieser
Gesellschaft zu leben. Innenmi-
nisterin Faeser macht stattdessen

deutlich, dass man diese Gruppen
auch im Wortsinn „ausgrenzen“
will. Die polizeilichen Maßnah-
men führen dazu, dass sich diese
Gruppen weiter abschotten und
dass Kinder und Jugendliche gar
keine andere Möglichkeit haben,
als sich innerhalb der Familie zu
bewegen, wodurch sie automa-
tisch kriminalisiert werden. Wir
verbauen uns selbst den Weg für
eine notwendige Integration. Die-
se Menschen bleiben auf Dauer
hier. Wir können sie nicht alle ab-
schieben, schon deshalb nicht,
weil nur ein Bruchteil der Mitglie-
der von „Clanfamilien“ tatsäch-
lich straffällig wird. Wir müssen
den anderen die Möglichkeit ge-
ben, sich zu integrieren, weil wir
mit ihnen gemeinsam dieses Ge-
meinwesen, diese Gesellschaft in
den nächsten Jahrzehnten gestal-
ten müssen. Wir haben keine
Wahl. Wer das nicht begreift, legt
die Axt an unsere Demokratie.

Wie wirkt sich denn die Stigma-

tisierung konkret auf Mitglieder

der betroffenen Familien aus, die

im Zweifelsfall gar nicht krimi-

nell sind? Sie können ja nicht

verurteilt werden, wenn sie kei-

ne Straftaten begangen haben.

Ich kann Ihnen den konkreten Fall
eines meiner Mandanten schil-
dern. Er hat einen sehr guten Re-
alschulabschluss gemacht, bis da-
hin war sein Leben noch in Ord-
nung, von ein oder zwei kleineren
Straftaten wie Schwarzfahren ab-
gesehen. Das tritt aber bei allen
Jugendlichen in diesem Alter auf.
Als er dann eine Lehre machen
wollte, ist er zweimal gescheitert,
einmal wegen seiner Staatenlosig-
keit und einmal, weil die Polizei
wegen einer kleinen Straftat direkt
bei seinem Arbeitgeber erschienen
ist und der darauf keine Lust hatte,
ihn weiter zu beschäftigen. Wir
haben also eine doppelte Stigmati-
sierung, durch polizeiliches Han-
deln und durch fehlende Papiere
oder fehlende Arbeitserlaubnis.
Wenn ein 16-Jähriger dann jeden
Tag mit seinen Freunden herum-
hängt und Langeweile schiebt,
dann begeht er irgendwann ju-
gendtypische Straftaten wie klei-
nere Einbrüche oder Sachbeschä-
digungen. Das Interessante ist: Er
hat die Straftaten nicht mit seinem
kriminell vorbelasteten älteren
Bruder begangen, sondern mit sei-
nen deutschen Freunden. Mein
Mandant ist langsam auf die schie-
fe Bahn geraten und wegen seines
Nachnamens irgendwann auf die
Schiene „Clan-Kriminalität“ ge-
setzt worden. Das bedeutete dann
Strafverfolgung durch eine
Schwerpunktstaatsanwaltschaft
und am Ende eine fünfjährige
Freiheitsstrafe – für vier oder fünf
Einbruchdiebstähle mit einem
Schaden im unteren fünfstelligen
Bereich. Wirtschaftsbetrüger, die
Millionenschaden anrichten, wer-
den zu Bewährungsstrafen verur-
teilt, wenn überhaupt. Mein Man-
dant ist in meinen Augen für die
Gesellschaft auf Dauer verloren,
weil man ihn auch im Gefängnis
drangsaliert. Hier geht die Stigma-
tisierung dann weiter.

Inwiefern spielen rassistische

Stereotype eine Rolle?

Die Strafe wäre bei einem Jugend-
lichen ohne Migrationshinter-
grund sicher anders ausgefallen.
Es gibt einen latenten Rassismus
in unserer Gesellschaft. Vorurteile
führen dazu, dass Menschen als
Sündenböcke für gesellschaftli-
che Probleme herangezogen wer-
den, deren Ursachen in ganz an-
deren Bereichen liegen. Das ist
höchst gefährlich, weil wir gegen-
wärtig ohnehin eine gesellschaft-
lich brüchige Situation haben. Die
Menschen sind aufgrund der Kri-
sen der vergangenen Jahre – Fi-
nanzen und Renten, Klima und
Heizung, Migration, Corona, Ge-
sundheitssystem und andere
mehr – hochgradig verunsichert.
Politiker, die nicht begreifen, dass
es dringend geboten ist, zu beru-
higen und Brücken zu bauen,
statt Brücken zu zerstören, unter-
stützen diejenigen, die unsere De-
mokratie abschaffen wollen. Sie
legen die Axt an die Grundprinzi-
pien unseres Gemeinwesens.

ZU R PE R S O N

Thomas Feltes (72) war bis 2019 Profes-
sor für Kriminologie, Kriminalpolitik
und Polizeiwissenschaft an der Ruhr-
Universität Bochum. Er forscht zur Poli-
zei, zur Strafjustiz sowie zur allgemeinen
Kriminologie und ist auch als Rechtsan-
walt aktiv. jaba BILD:MARQUARD/RUB

„Kriminalität ist keine Frage
des Passes oder
der ethnischen Zugehörigkeit“
Polizeiwissenschaftler Thomas Feltes über den Begriff „Clan-Kriminalität“, die fehlende

Aussagekraft von Statistiken und latenten Rassismus / Ein Interview von Jana Ballweber
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Eine Razzia der Polizei in einer Wuppertaler Shisha-Bar. IMAGO IMAGES
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Kipppunkte
der Demokratie

N
ur wenig ist so wirkmächtig
wie das stete Tropfen, das

den Stein höhlt. Zu den tragenden
Grundannahmen des Westens
und auch der Bundesrepublik ge-
hörte lange Zeit die Auffassung,
dass die Demokratie als Staats-
form die stabilste und attraktivste
aller Möglichkeiten sei.

Doch die pluralen und demo-
kratischen Gesellschaften stehen
weltweit unter Druck – auch in
Europa, auch in Deutschland. Sie
stehen zunehmend unter Druck,
weil Rechte mit perfiden Strate-
gien ihre Fundamente angreifen.
Sie stehen unter Druck, weil Me-
dien, die Justiz und engagierte
Menschen angegriffen werden,
Minderheiten um ihre Sicherheit
fürchten müssen – und Regierun-
gen falsch oder sogar in Absicht
falsch reagieren. Am Anfang
steht, das Unsagbare sagbar zu
machen, am Ende folgt womög-
lich die Tat.

Die Frankfurter Rundschau
stellt in loser Folge solche Kipp-
punkte der Demokratie vor: Sie
gefährden die Demokratien in ih-
ren Grundfesten, sie gefährden
den Zusammenhalt in den Gesell-
schaften. FR

IN EIGENER SAC H E

Die Redaktion der Frankfurter
Rundschau hat den umstrittenen
Begriff „Clan-Kriminalität“ intern
umfassend diskutiert. Wir sind zu
dem Ergebnis gekommen, dass er
politisch missbraucht wird und
Menschen stigmatisiert. Deshalb
werden wir die Bezeichnung nur in
Ausnahmefällen verwenden – nämlich
wenn wir über Polizeieinsätze
und politische Debatten berichten,
in denen die Kategorie zentral ist.

Um uns von der falschen und
gefährlichen Rhetorik zu distanzieren,
setzen wir von nun an den Begriff in
Anführungszeichen oder machen das
mit sprachlichen Formulierungen wie
sogenannte Clan-Kriminalität deutlich.

Die Redaktion

Gefährliche Diskurse
Mit emotionaler Rhetorik fern von Fakten wird Stimmung gegen junge

migrantische Männer gemacht / Eine Analyse von Yağmur Ekim Çay

D
eutsche Politikerinnen und
Politiker erinnern sich vor

Wahlen gerne an Migrant:innen.
So auch die Innenministerin und
Spitzenkandidatin der SPD für
die kommende Landtagswahl in
Hessen, Nancy Faeser. Ihr Minis-
terium will härter gegen „Clan-
Kriminalität“ vorgehen, mit ver-
einfachten Abschiebungen oder
einer Beweislastumkehr. Damit
spielt Faeser bewusst mit sehr ge-
fährlichen Diskursen, doch das
ist in Deutschland nicht neu. Der
Begriff „Clan-Kriminalität“ ist
nur ein Symptom für eine rassis-
tische Gesellschaft – denn in
Wirklichkeit gibt es in Deutsch-
land kein tiefgreifendes Problem
mit „Clan-Kriminalität“, aber ein
Rassismus-Problem.

Die Debatte um Silvester in
Köln 2015 und in Berlin 2022 so-
wie der Streit in diesem Sommer
über Berliner Freibäder als „so-
ziale Brennpunkte“ zeigen, dass
Politik und Medien bereit sind,
die Diskussion über ein vermeint-
liches „Integrations- und Männ-
lichkeitsproblem“ mit jungen
migrantischen, insbesondere ara-
bischen und türkischen, Männern
hochzukochen.

Faeser gib sich „knallhart“

Meistens werden die Debatten
fern von Fakten geführt, um ge-
fühlte Wahrheiten zu transpor-
tieren: Deutschland hat ein
„Migrantenproblem“ – junge
migrantische Männer sind frau-
enfeindlich, gefährlich und kri-

minell und man muss härter ge-
gen sie vorgehen.

So wird auch die Debatte um
„Clan-Kriminalität“ geführt. Statt
von Banden ist die Rede von der
Kriminalität bestimmter ethni-
scher Gruppen, vor allem aus
dem arabisch-türkischen Raum.
Anhand dieses Begriffs entsteht in
Behörden die Vorstellung, dass
sich in migrantisierten Orten wie
Shisha-Bars vor allem „kriminelle
Menschen“ aufhalten, dass man
sie durch Razzien „unter Kontrol-
le“ halten muss, was sonst gesetz-
lich nicht möglich ist. So werden
Menschen mit bestimmten Nach-
namen und Aussehen als Krimi-
nelle behandelt. Die Unschulds-
vermutung steht infrage und „Ra-
cial Profiling“ erscheint plötzlich
gerechtfertigt. Solche Razzien
werden regelmäßig stolz in den
Medien präsentiert, um das ras-
sistische Vorurteil zu bestätigen:
Ausländer sind kriminell.

Doch die Faktenlage sieht
auch bei der „Clan-Kriminalität“
anders aus: Straftaten, die von
Clan-Mitgliedern begangen wur-
den, machten 2022 in Berlin et-
wa 0,2 Prozent der statistisch er-
fassten Kriminalität aus, in Nie-
dersachsen 0,6. 872 Straftaten in
der Hauptstadt wurden in dem
Jahr den Clans zugeschrieben –
von 519 827. Und zu den Statisti-
ken des nun vorgelegten „Lage-
bild Clankriminalität“ zählen
auch Delikte wie Schwarzfahren
und unverzollter Tabak.

Diese Faktenlage ist der In-
nenministerin Nancy Faeser

klar. Dennoch bedient sie sich
gerne einer emotionalen Rheto-
rik. Im Wahlkampf spricht sie
davon, dass wir „kriminellen
Clans knallhart ihre Grenzen
aufzeigen müssen. Der Staat
muss hier Stärke zeigen und darf
keinen Millimeter zurückwei-
chen.“ Sie fordert, dass der
„Rechtsstaat Zähne zeigt“. Doch
warum wird immer wieder mit
diesen Argumenten Wahlkampf
gemacht, obwohl die Faktenlage
anders ist?

Sie sollen nicht sichtbar sein

Eine Folge ist, dass sich viele
junge migrantische Männer von
der Mehrheitsgesellschaft abge-
lehnt fühlen. Sie sehen sich un-
ter den Verdacht gestellt, die
Ordnung im deutschen Rechts-
staat zu zerstören – auch mit
unbedeutenden Dingen wie
Falschparken, laute Musik hö-
ren oder Kiffen. Rückzugsorte
wie Shisha-Bars, in denen sich
Männer mit Migrationsge-
schichte treffen, werden miss-
trauisch beäugt – dabei sind es
Orte, die sie sich zum Teil erst
aufgrund ihrer rassistischen Er-
fahrungen schaffen. Der Ein-
druck entsteht: Am besten soll-
ten junge migrantische Männer
nicht öffentlich sichtbar sein.
Sie sollten nicht Silvester feiern,
nicht Bäder besuchen, nicht un-
kontrolliert in den Bars sitzen.

„Aus Brandreden werden
Brandstifter“ stand auf den Pla-
katen in Solingen nach dem An-
schlag von 1993. Daran wird sich
sicher auch die Innenministerin
erinnern können. Trotzdem lässt
sie sich auf einen solchen Dis-
kurs ein, und das zu einer Zeit, in
der die AfD ein Umfragehoch er-
lebt. Viele mögen glauben, dass
Faeser dies nur für die Wahl tut.
Aber der Diskurs, mit dem sie
spielt, ist sehr gefährlich und
macht Migrantinnen und Mig-
ranten Angst, denn sie wissen,
welche Konsequenzen diese Rhe-
torik hat – was vor allem der An-
schlag in Hanau 2020 zeigte. Der
erste Tatort war eine Shisha-Bar.
Der zweite Tatort in Kesselstadt
stand lange Zeit im Fokus der Po-
lizei und der Stadt. Es war die
Rede von „unerwünschten Per-
sonen“ und einem „schmutzigen
Ort“. Jahrelang fanden dort Per-
sonenkontrollen und Razzien
statt und die jungen Männer, die
sonst keine Rückzugsorte in Kes-
selstadt hatten, wurden als „Kri-
minelle“ markiert. Die Betroffe-
nen sagen, dass sie sich bei die-
sen Kontrollen wie „Terroristen“
gefühlt haben, auch wenn sie
nur dort waren, um ein Bier zu
trinken. Das verstärkte das Welt-
bild des Täters, auch er wollte
„kriminellen Ausländern knall-
hart ihre Grenzen aufzeigen“.

Nun ist es an der Zeit, darüber
zu diskutieren, denjenigen, die je-
de Gelegenheit nutzen, um gegen
Migrant:innen zu hetzen, ihre
Grenzen aufzuzeigen. Denn das
drängendere Problem, das
Deutschland vor vermeintlichen
„Clans“ hat, ist das gesellschaftli-
che Problemmit Rassismus.

Razzien wie hier in Duisburg werden medial präsentiert, doch sta-

tistisch spielt „Clan-Kriminalität“ keine große Rolle. IMAGO IMAGES

Ein Ort zum Entspannen – doch Shisha-Bars sind immer wieder

Ziel von Hetze gegen migrantische Menschen. ROLF OESER


